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Vorwort 

Ein vertraglicher Anspruch wie auch ein rechtskräftiges Erkenntnisurteil sind 
jeweils nur so viel wert, als sie gegebenenfalls auch vollstreckt werden können. 
Zwar kommt es in zivilrechtlichen Streitigkeiten nur selten vor, dass ein 
Anspruch tatsächlich mittels Zwangsmassnahmen durchgesetzt werden muss, 
doch wird ein Schuldner regelmässig nur dann seinen Verpflichtungen nach­
kommen, wenn er weiss, dass er bei einer Nichtbefolgung mit solchen rechnen 
muss.

Der Themenkomplex der Vollstreckung zeichnet sich sowohl im innerstaat­
lichen als auch im internationalen Verhältnis durch ein starkes und zuweilen 
im Einzelnen noch nicht abschliessend geklärtes Zusammenspiel verschiede­
ner Regelwerke und Fachgebiete aus. Zu welcher Fülle praxisrelevanter 
Abgrenzungsschwierigkeiten dies führen kann, zeigt sich exemplarisch 
anhand des Brexits, als Folge dessen das Vereinigte Königreich aus dem LugÜ 
ausschied und dessen juristische Klärung nach wie vor nicht in sämtlichen 
Punkten abgeschlossen ist.1

Anders als bei der Schiedsgerichtsbarkeit ist es im Bereich der staatlichen 
Zivilgerichtsbarkeit noch ein langer Weg bis zu einem einheitlichen, weltweit 
geltenden Anerkennungs- sowie Vollstreckungssystem. Obwohl ein Schritt in 
diese Richtung, wird der Beitritt der Schweiz zum Haager Gerichtsstands­
übereinkommen daran nur wenig ändern.

Cinzia Catelli & Predrag Sunaric

1	 Siehe dazu unten S. 55f.  
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A	 Einführung

Von den Milliardenbeträgen, die durch strafrechtsrelevantes Verhalten im 
Wirtschaftsverkehr verlorengehen, wird nur ein Bruchteil erfolgreich zurück­
geführt (sog. Asset Recovery). Der Fokus liegt dabei gemeinhin auf illegalen 
Vermögenswerten,1 die durch deliktische Handlungen erlangt wurden, sei es 
durch eine vertragliche Pflichtverletzung, die zu einem rechtswidrigen Vorteil 
führt, oder durch eine strafbare Tat.2 Diese Thematik ist in der Schweiz von 

1	 Unter dem Begriff der Vermögenswerte sind sämtliche wirtschaftlichen Vorteile zu 
verstehen, die durch eine Erhöhung der Aktiva oder Erträge oder durch eine Verringe­
rung der Passiva oder Aufwendungen entstehen, vgl. OFK StGB-Heimgartner, 
Art. 70 N 10.

2	 BSK StGB-Pieth, Art. 305bis N 9 ff. Eine Übersicht über die zurückgeführten Ver­
mögenswerte findet sich bei der Stolen Asset Recovery Initiative, Internet: https://star.
worldbank.org/blog/asset-recovery-watch-database (Abruf 09.04.2025).
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besonderer Bedeutung, da das Land als internationales Finanz- und Ver­
mögensverwaltungszentrum regelmässig im Fokus solcher Verfahren steht.3

Dabei erlangen Konstellationen der sog. Third-Party-Compliance zunehmend 
an Relevanz, insbesondere in hochregulierten Industrien wie dem Finanz-, 
dem Life-Sciences- und dem Energie-Sektor. Im Rahmen komplexer 
Geschäftsbeziehungen und Lieferketten ist es mittlerweile üblich, dass Unter­
nehmen mit einer Vielzahl von Lieferanten, Vertriebspartnern oder Agenten 
zusammenarbeiten, welche vertraglich zur Einhaltung spezifischer Com
pliance-Vorgaben verpflichtet werden. Verstösst ein Vertragspartner dagegen, 
erleidet das betroffene Unternehmen regelmässig einen signifikanten finanzi­
ellen bzw. reputationellen Schaden, der zu entsprechenden Zivilansprüchen 
bis hin zur ausserordentlichen Kündigung der Geschäftsbeziehung führt.

Zu denken ist hier beispielsweise an eine Kooperation zwischen einem global 
tätigen Unternehmen und einem Schweizer Geschäftspartner, die unter ande­
rem signifikante Investitionen und Tätigkeiten in Drittstaaten vorsieht, wobei 
das Vertragsverhältnis auf eine detaillierte Third-Party-Compliance-Guideline 
verweist. Nachdem der Schweizer Geschäftspartner einem hochrangigen 
Beamten eines Drittstaates unerlaubte Zahlungen geleistet hat, um eine bevor­
zugte Marktstellung zu erlangen und damit seine Provisionsansprüche gegen­
über dem beauftragenden Unternehmen zu steigern, kündigt dieses die 
Zusammenarbeit fristlos. Die Folgen sind erheblich: Bereits geleistete 
Investitionsbeiträge des beauftragenden Unternehmens werden vom Ge­
schäftspartner zurückbehalten, und laufende Aufträge können nicht wie 
vertraglich vorgesehen abgewickelt werden, was zu Schadenersatzforderungen 
von Kunden, Gewinn- und Reputationsverlusten führt. Zudem bleiben bereits 
reservierte Kapazitäten ungenutzt, da kurzfristig kein gleichwertiger Ersatz­
partner zur Verfügung steht.

3	 Vgl. hierzu etwa EDA: Rückgabe unrechtmässig erworbener Vermögenswerte, 
Internet: https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/aussenpolitik/voelkerrecht/unrecht 
maessig-erworbene-gelder/rueckgabe-unrechtmaessigerworbenervermoegenswerte.
html (Abruf 10.03.2025). Für spezifische Asset-Recovery-Verfahren besteht seit 2015 
mit dem Bundesgesetz vom 18. Dezember 2015 über die Rückgabe unrechtmässig 
erworbener Vermögenswerte politisch exponierter Personen (SRVG; SR 196.1) eine 
spezifische gesetzliche Grundlage in der Schweiz.
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Je nach Informations- und Vermögenslage können die Hürden für das beauf­
tragende Unternehmen, wenigstens einen Teil seines Schadens ersetzt zu er­
halten, gross sein (Kap. B.). Der vorliegende Beitrag setzt sich mit den in ei­
nem solchen Fall zur Verfügung stehenden zwangsvollstreckungsrechtlichen 
und zivilprozessualen Mitteln, einschliesslich deren neuester Entwicklungen, 
auseinander (Kap. C.I.) und erörtert, inwiefern auch strafprozessuale Identifi­
kations- und Sicherungsmassnahmen (Kap. C.II.) sowie Vollstreckungsmittel 
(Kap. D.) ins Spiel kommen können. Er kommt zum Schluss, dass eine erfolg­
reiche Asset-Recovery-Strategie bei der Verfolgung privatrechtlicher Entschä­
digungsansprüche aus Verletzungen von Third-Party-Compliance-Vorschriften 
eine Kombination der verschiedenen zur Verfügung stehenden Rechtsmittel 
unter Abwägung aller Vor- und Nachteile im Einzelfall berücksichtigen sollte 
(Kap. E.).

B	 Herausforderungen bei der Verfolgung privat-
rechtlicher Entschädigungsansprüche

Die Entschädigungsansprüche des beauftragenden Unternehmens bei Verlet­
zungen von Third-Party-Compliance-Vorschriften durch den Geschäftspartner 
sind vornehmlich zivilrechtlicher Natur. So kann etwa ein Bestechungsdelikt 
eines Geschäftspartners eine Vertragsverletzung i.S.v. Art. 97 OR darstellen.4 
Je nach Vertragsgestaltung sind auch Sanktionen wie Konventionalstrafen 
möglich. Abhängig vom jeweiligen Vertragsverhältnis kann zudem ein An­
spruch auf Herausgabe unrechtmässig erlangter Vermögenswerte bestehen.5 
Auch deliktische Ansprüche nach Art. 41 Abs. 1 OR kommen in Betracht.6 

4	 Vgl. Chappuis, S. 142. Vertragliche Haftungsbeschränkungen gelten im Schweizer 
Recht nicht bei grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz – also in vielen der hier einschlägi­
gen Fälle, vgl. Art. 100 OR. 

5	 Z.B. Art. 321b OR beim Arbeitsvertrag, Art. 400 Abs. 1 OR beim Auftrag. Vgl. Chappuis, 
S. 149. 

6	 Bei einem rein wirtschaftlichen Schaden – also ohne Verletzung der körperlichen 
Integrität einer Person oder der Beschädigung einer Sache – verlangt die Rechtsprechung 
den Nachweis der Verletzung einer sogenannten Schutznorm. Als in diesem Zusammen­
hang relevante Schutznormen kommen insbesondere strafrechtliche Bestimmungen in 
Betracht, wozu unter anderem die Vorschriften zur Bekämpfung der Korruption zählen: 
die aktive und die passive Bestechung von Amtsträgern (Art. 322ter und 322quater StGB), 
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Unter Umständen lässt sich das Verhalten des Geschäftspartners zudem als 
Eingriff in fremde Angelegenheiten im ausschliesslichen Eigeninteresse 
qualifizieren, wodurch die unrechtmässig erlangten Vermögenswerte heraus­
verlangt werden können (Art. 423 OR).7 Alternativ besteht die Möglichkeit 
einer Bereicherungsklage nach Art. 62 OR, vorausgesetzt die Bereicherung ist 
auf Kosten des Geschädigten erfolgt.8 

Die Durchsetzung solcher privatrechtlichen Entschädigungsansprüche ist in­
des mit verschiedenen Herausforderungen verbunden. Einerseits bestehen 
häufig Schwierigkeiten bei der Beweisführung, mitunter auch bei der Identi­
fikation der relevanten Vermögenswerte der Gegenpartei. Andererseits ziehen 
sich entsprechende Verfahren oft in die Länge, nicht zuletzt aufgrund der meist 
obligatorischen vorgelagerten Schlichtungsverfahren,9 die der alarmierten 
Gegenpartei taktische Manöver ermöglichen. Vor diesem Hintergrund sind 
frühzeitige Identifikations- und Sicherungsmassnahmen von entscheidender 
Bedeutung.

C	 Identifikations- und Sicherheitsmassnahmen

I	 Zwangsvollstreckungsrechtliche und 
zivilprozessuale Mittel

Zur Sicherung von Vermögenswerten steht dem Gläubiger vorab der Arrest 
gemäss Art.  271  ff. SchKG zur Verfügung. Mit dieser Massnahme können 
Vermögenswerte frühzeitig blockiert werden, um ihre Veräusserung oder Ver­
schiebung vor Einleitung der eigentlichen Zwangsvollstreckung zu verhin­
dern.10 Ein Arrest kommt insbesondere dann in Betracht, wenn die Gefahr 

Vorteilsgewährung und Vorteilsannahme (Art. 322quinquies und 322sexies StGB), die Be­
stechung ausländischer Amtsträger (Art. 322septies StGB) sowie die aktive und die 
passive Privatbestechung (Art. 322octies und 322novies StGB). Vgl. Chappuis, S. 143.

7	 Vgl. ausführlich Chappuis, S. 146 ff.; BK OR IV-Schmidlin, Art. 28 N 212.
8	 BK OR IV-Schmidlin, Art. 28 N 213.
9	 Nur in bestimmten Fällen kann auf eine Schlichtung verzichtet werden, vgl.  

Art. 199 ZPO.
10	 BSK SchKG-Stoffel, Art. 271 N 22 ff.
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besteht, dass der Schuldner Vermögenswerte beiseiteschafft,11 oder wenn der 
Geschäftspartner zwar keinen Sitz in der Schweiz hat, sich jedoch Vermögens­
werte von ihm im Inland befinden.12 Neben dem Vorliegen eines solchen 
Arrestgrundes und der Glaubhaftmachung eines Anspruchs ist auch erforder­
lich, dass die in der Schweiz befindlichen Vermögenswerte (z.B. ein Konto bei 
einer namentlich genannten Bank, eine Liegenschaft an einem bekannten 
Standort oder andere klar individualisierbare Vermögenspositionen) konkret 
bezeichnet werden können.13

Die neue ZPO stärkt seit dem 1.  Januar 2025 das Instrument des Arrests: 
Beschwerdefähige Entscheide ohne schriftliche Begründung sind nunmehr 
vollstreckbar und stellen damit einen Arrestgrund nach Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 
SchKG dar (Art.  239 i.V.m. Art.  336 Abs.  3 ZPO).14 Dies erleichtert die 
sofortige Sicherung von Vermögenswerten und löst zugleich die Prosequie­
rungsfrist nach Art.  279 Abs.  3 SchKG aus. Durch die Einführung des 
Schlichtungsverfahrens vor Handelsgerichten gemäss Art. 199 Abs. 3 ZPO 
wird zudem die Arrestprosequierung erleichtert.15

Darüber hinaus hat die jüngste bundesgerichtliche Rechtsprechung signifikante 
Vereinfachungen und Rechtssicherheit gebracht, indem sie dem schweiz­
weiten Arrestvollzug durch ein Lead-Betreibungsamt den Weg gebahnt16 und 
Präzisierungen vorgenommen hat hinsichtlich der Wahlmöglichkeit zwischen 
Ausländer- und Titelarrest, des impliziten Exequaturs beim LugÜ-Titelarrest 
und des Titelarrests ohne Exequatur.17

Wird eine Arrestanordnung verletzt, hat dies sowohl zivilprozessuale als auch 
strafrechtliche Konsequenzen. Verfügungen über arrestierte Vermögenswerte 
sind gegenüber dem Arrestgläubiger unwirksam, soweit sie dessen Rechte  

11	 Vgl. Art. 271 Abs. 1 Ziff. 2 SchKG.
12	 Vgl. Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 SchKG. 
13	 BSK SchKG-Stoffel, Art. 271 N 28 ff., 51. 
14	 Botschaft ZPO 2020, S. 2774 f.
15	 Botschaft ZPO 2020, S. 2755 f.; siehe auch Catelli/Tjon-A-Meeuw, S. 5.
16	 BGE 148 III 138.
17	 BGE 149 III 224; BGE 149 III 318. Zum Ganzen Brupbacher/Götz Staehelin/Senn,  

S. 57.
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vereiteln (Art. 275 i.V.m. Art. 96 Abs. 2 SchKG). Gleichzeitig kann sich der 
Schuldner wegen Vermögensverschiebung zum Nachteil von Gläubigern nach 
Art. 169 StGB strafbar machen. 

Während der Arrest ein Instrument des Vollstreckungsrechts ist, das aus­
schliesslich Geldforderungen betrifft und auf die Sicherung bestimmter, in der 
Schweiz gelegener Vermögenswerte des Schuldners abzielt,18 handelt es sich 
bei den vorsorglichen Massnahmen gemäss Art. 261 ff. ZPO um zivilprozes­
suale Sicherungsmechanismen, die auch nicht-monetäre Ansprüche erfassen.19 
Mit zivilprozessualen vorsorglichen Massnahmen soll eine drohende Rechts­
vereitelung verhindert oder ein bestehender Zustand gesichert werden, bis 
über den materiellen Anspruch im Hauptverfahren entschieden ist.20 Vorsorg­
liche Massnahmen stossen daher dort an Grenzen, wo sie faktisch auf eine 
vorweggenommene Vollstreckung hinauslaufen.21 Massnahmen mit faktisch 
irreversibler Wirkung (z.B. die Herausgabe eines Gegenstands) werden von 
der Rechtsprechung nur sehr zurückhaltend bewilligt.22

Bei drohender Vermögensverschiebung können Gerichte insbesondere eine 
Sperrung von Vermögenswerten anordnen, um zu verhindern, dass diese dem 
Zugriff der geschädigten Partei entzogen werden.23 Art. 261 ZPO setzt hierfür 
voraus, dass ein glaubhaft gemachter Anspruch besteht und ein nicht leicht 
wiedergutzumachender Nachteil droht. Bei besonderer Dringlichkeit erlaubt 
Art. 265 ZPO den Erlass superprovisorischer Massnahmen – ohne vorherige 
Anhörung der Gegenpartei –, sofern andernfalls der Zweck der Massnahme 
gefährdet wäre.24 Während vorsorgliche Massnahmen bei komplexen Sach­
verhalten oder ausländischem Bezug mehrere Monate in Anspruch nehmen 
können, werden superprovisorische Verfügungen in der Regel innerhalb  
von 24 bis 48 Stunden getroffen. Wird einer vorsorglichen Massnahme 

18	 Vgl. BSK SchKG-Stoffel, Art. 271 N 1.
19	 Vgl. BSK ZPO-Sprecher, Vorbem. zu Art. 261–269 N 1.
20	 BSK ZPO-Sprecher, Vorbem. Art. 261–269 N 2 ff.
21	 Urteil BGer 5A_687/2015 vom 20. Januar 2016 E. 4.3.
22	 BGE 138 III 378 E. 6.4; BGE 133 III 360 E. 9.2.1; CHK ZPO-Sutter-Somm/Seiler, 

Art. 262 N 7.
23	 Art. 271 Abs. 1 Ziff. 2 SchKG; BSK SchKG-Stoffel, Art. 271 N 68 ff.
24	 BSK ZPO-Sprecher, Art. 265 N 6, 10 f.
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zuwidergehandelt, kann das Gericht gestützt auf Art. 343 ZPO Zwangsmass­
nahmen anordnen; je nach Konstellation drohen auch strafrechtliche 
Sanktionen (Art. 292 StGB).

Mit der Revision der ZPO wurden auch die vorsorglichen Massnahmen 
gestärkt, insbesondere in internationalen Sachverhalten. So wird neu aus­
drücklich vorgesehen, dass zuständige obere kantonale Gerichte bereits vor 
Einleitung eines Hauptverfahrens vorsorgliche oder sichernde Massnahmen 
anordnen können (Art. 8 Abs. 2 ZPO).25

Nichtsdestotrotz stehen geschädigte Unternehmen in der Zivilverfahrens-
Praxis vor der Herausforderung, nicht nur ihre Ansprüche schlüssig dar­
zulegen, sondern auch konkrete Beweise zum Bestand und Standort der 
Vermögenswerte der Gegenpartei zu erbringen.26 Sowohl beim Arrest als auch 
bei zivilprozessualen vorsorglichen Massnahmen muss der Gesuchsteller die 
betroffenen Vermögenswerte und deren Lokalisierung präzise bezeichnen.27 
Offene Anträge zur Vorlage von Dokumenten zwecks Erhärtung von lediglich 
Vermutetem (sogenannte «Fishing Expeditions») sind unzulässig.28 Hinzu 
kommen weitere Herausforderungen: Wird die Massnahme bewilligt, ist die 
Prosequierung  – d.h. die Klageeinreichung  – innert kurzer Frist zwingend 
erforderlich, da die Massnahme andernfalls dahinfällt (Art. 263 ZPO). Erweist 
sich die Massnahme als ungerechtfertigt, haftet der Gesuchsteller für den 
daraus entstehenden Schaden und das Gericht kann hierfür eine Sicherheits­
leistung verlangen (Art.  264 ZPO). Gleiches gilt im Arrestverfahren, wo 
ebenfalls kurze Prosequierungsfristen einzuhalten sind (Art. 279 SchKG) und 
eine Schadenersatzpflicht droht, einschliesslich möglicher Sicherstellung 
(Art. 273 SchKG).

25	 Seit dem 1. Januar 2025, mit dem Inkrafttreten des Haager Übereinkommens über 
Gerichtsstandsvereinbarungen (SR 0.275.21) in der Schweiz, sind obere kantonale 
Gerichte zudem verpflichtet, ihre Zuständigkeit anzunehmen, selbst wenn sämtliche 
Parteien im Ausland ansässig sind und ausländisches Recht zur Anwendung kommt.

26	 Art. 8 ZGB. Der erforderliche Beweisstandard ist vor Schweizer Gerichten hoch (BSK 
ZGB I-Lardelli/Vetter, Art. 8 N 17). Dies betrifft insbesondere die Substantiierung 
und den Nachweis des behaupteten Schadens. Während Art. 42 Abs. 2 ZGB den 
Gerichten die Möglichkeit gibt, Verluste zu schätzen, wenn diese nicht in Zahlen 
quantifiziert werden können, machen die Gerichte hiervon nur selten Gebrauch. 

27	 BSK ZPO-Gehri, Art. 55 N 2 ff.; BSK SchKG-Stoffel, Art. 272 N 26 ff. 
28	 BSK ZPO-Gehri, Art. 55 N 5 f. 
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II	 Strafprozessuale Mittel

Im eingangs beschriebenen Beispiel wurde das auftraggebende Unternehmen 
durch die Veruntreuung (Art. 138 StGB) der für die geplanten Investitionen an 
den Geschäftspartner überwiesenen Geldbeträge unmittelbar in seinen Rechten 
verletzt und gilt daher als geschädigte Person nach Art. 115 Abs. 1 StPO.29 Das 
Unternehmen kann sich dementsprechend entweder als Strafklägerin oder  
im Rahmen einer Adhäsionsklage als Straf- und Zivilklägerin zugleich kon­
stituieren (Art.  118  Abs.  1 StPO).30 Zentrale Vorteile der adhäsionsweise 
geltend gemachten Zivilklage liegen in der Untersuchungsmaxime der Straf­
behörden, in der gelockerten Begründungsobliegenheit und den harmlosen 
Folgen mangelhafter Substantiierung sowie in der fehlenden Fortführungslast 
und den relativ bescheidenen Kosten, insbesondere in Fällen, in denen der 
Sachverhalt für den Zivilkläger noch weitgehend unsubstantiiert ist.31 Die 
Strafbehörden sind verpflichtet, die strafrelevanten Sachverhalte umfassend 
von Amtes wegen aufzuklären,32 und sie übernehmen das eigentliche Asset 
Tracing und Asset Freezing. Im Bereich der Vermögensdelikte umfasst dies 
insbesondere die Identifizierung und Lokalisierung sowie die Sicherstellung 
der mutmasslich illegal erlangten Vermögenswerte (auch bei Dritten und in 
Form unechter Surrogate) mittels Einziehungs- bzw. Restitutionsbeschlag­
nahme nach Art.  263 Abs.  1 lit.  c und d StPO.33 Da die Privatklägerin als 
Verfahrenspartei nach Art.  104 Abs.  1 lit.  b StPO ein umfassendes Akten­
einsichtsrecht besitzt, kann sie auf dieser Grundlage ihre Ansprüche gezielter 
vorbereiten und durchsetzen.34

29	 BSK StPO-Mazzucchelli/Postizzi, Art. 115 N 18 ff. In Bezug auf die Bestechung 
fremder Amtsträger ist das Unternehmen nicht geschädigte Person nach Art. 115 Abs. 1 
StPO, da Art. 322septies StGB die Objektivität und Sachlichkeit amtlicher Tätigkeit 
sowie den lauteren internationalen Wettbewerb in der Exportwirtschaft (also kollektive 
Rechtsgüter) schützt. 

30	 Perrier Depeursinge/Gabarski/Muskens, S. 186 f.; Droese, S. 188.
31	 Droese, S. 194.
32	 BSK StPO-Riedo/Fiolka, Art. 6 N 63 ff.; vgl. auch BSK StPO-Dolge, Art. 122 N 23, 

wobei der Adhäsionsprozess gemäss h.L. jedoch dem Verhandlungsgrundsatz unter­
liegt (vgl. dazu auch Echle, S. 84 f.).

33	 BSK StPO-Riedo/Fiolka, Art. 6 N 67 ff.; Droese, S. 187, 198 f.; vgl. zur Kontosperre 
als einer Form der Beschlagnahme: Daphinoff/Berisha, S. 71 ff.

34	 BSK StPO-Dolge, Art. 122 N 38 ff. Dies insb. in Bezug auf die Substantiierungs­
pflicht des Privatklägers betreffend die Geltendmachung seiner Zivilansprüche.
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Generell lässt sich sagen, dass ein Strafverfahren potenziell umso grösseren 
Nutzen bringt, je grösser die Behauptungs-, Substantiierungs- und Beweis­
schwierigkeiten im Zivilverfahren sind.35 Nachteile der adhäsionsweisen 
Geltendmachung von Zivilansprüchen sind die lange Dauer von Strafverfah­
ren und der nur sehr bedingte Einfluss der Geschädigten auf den Verfahrens­
ausgang.36 Darüber hinaus birgt der Adhäsionsprozess zahlreiche Lücken und 
Unwägbarkeiten betreffend den genauen Umfang der Teilnahmerechte des 
Geschädigten.37

D	 Vollstreckung

Geldforderungen sind in der Schweiz gemäss dem Bundesgesetz über Schuld­
betreibung und Konkurs (SchKG) durchzusetzen. Hier sind wiederum Arrest­
befehle ein zentrales Instrument und nicht selten der erste Schritt im Voll­
streckungsverfahren.38 Die Vollstreckung nicht-monetärer Forderungen richtet 
sich nach den Regeln der ZPO (Art. 343 ZPO). 

Neben diesen zivilprozessualen Vollstreckungswegen sieht auch das Strafrecht 
Möglichkeiten vor, Vermögenswerte zu beschlagnahmen und der geschädigten 
Person zuzuführen. «Strafbares Verhalten soll sich nicht lohnen», und Ver­
mögenswerte, die durch solches Verhalten erlangt worden sind, werden nach 
Art. 70 Abs. 1 StGB eingezogen und können – soweit möglich – den Geschä­
digten zurückgeführt werden (Art. 70 Abs. 1 in fine sowie Art. 73 Abs. 1 lit. b 
StGB).39 Die Einziehung der Vermögenswerte ist auch möglich, wenn Dritte 
diese im nachgelagerten Rechtsverkehr entgeltlich, aber bösgläubig (also in 
Kenntnis der Einziehungsgründe) erlangt haben.40 Subsidiär kann das Gericht 

35	 So auch Droese, S. 196.
36	 Tanner, S. 82 f.; Droese, S. 187, 201; Mausbach, S. 403 ff.
37	 Vgl. Perrier Depeursinge/Gabarski/Muskens, S. 185.
38	 Siehe oben Kap. C.I.
39	 BSK StGB-Baumann, Art. 70/71 N 3. Zur «selbstständigen» Einziehung, wenn sich 

die betreffenden Gegenstände oder Vermögenswerte in der Schweiz befinden, aber 
keine bestimmte Person wegen der strafbaren Handlung verurteilt werden kann, vgl. 
Art. 376 ff. StPO und BSK StGB-Baumann, Art. 70/71 N 21, und BSK StPO-Baumann, 
Art. 376 N 1 ff.

40	 BSK StGB-Baumann, Art. 70/71 N 5 und 56.
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dem Geschädigten zudem gemäss Art. 73 Abs. 1 lit. c StGB eine Ersatzforde­
rung zusprechen, wenn anzunehmen ist, dass der Täter den Schaden nicht 
ersetzen oder eine Genugtuung nicht leisten kann.41 Weitere Vorteile sind die 
Irrelevanz der Fälligkeit der im Raum stehenden Forderung (Art. 271 Abs. 2 
SchKG), der Verwertungsvorrang für beschlagnahmte Gegenstände (Art. 44 
SchKG) und der Wegfall des Prosequierungserfordernisses.42

E	 Ganzheitliche Asset-Recovery-Taktik

Eine Pre-Trial Discovery zur Identifikation und Sicherung von Vermögens­
werten und Beweisen sowie ein weltweites Einfrieren sämtlicher Vermögens­
werte eines Beschuldigten  – wie es im anglo-amerikanischen Raum durch 
sogenannte Worldwide Freezing Orders (WFOs) möglich ist  – kennt das 
schweizerische Recht nicht. Stattdessen müssen die zu sichernden Vermögens­
werte und Beweise konkret bezeichnet und glaubhaft gemacht werden, um 
einen Arrest oder eine vorsorgliche Massnahme zu erwirken.43

Angesichts dieser spezifischen Ausgangslage in der Schweiz ist regelmässig 
zu erwägen, ob durch ein vorgelagertes oder paralleles Strafverfahren poten­
zielle Vermögenswerte frühzeitig identifiziert und entsprechende Beweise 
gesichert werden können. Wie vorstehend (vgl. oben Kap. C.II. und D.) 
gezeigt, birgt ein Strafverfahren zahlreiche Vorteile, wobei insbesondere die 
erleichterte Informationsbeschaffung und die Sicherung von Vermögens­
werten als Vollstreckungssubstrat im Vordergrund stehen dürften.

41	 BSK StGB-Baumann, Art. 73 N 15.
42	 Vgl. Droese, S. 199.
43	 BSK ZGB I-Lardelli/Vetter, Art. 8 N 31; BSK ZPO-Gehri, Art. 55 N 3; BSK SchKG-

Stoffel, Art. 272 N 26. Vgl. auch Lembo/Conrad Hari/Hachem.
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Ein weiterer Vorteil paralleler Strafverfahren dürfte häufig auch darin liegen, 
dass sich der materiellrechtliche Argumentationsspielraum für den Beklagten 
gegebenenfalls verengt, wenn dieser sich gleichzeitig gegen zivil- und straf­
rechtliche Vorwürfe wehren muss. Dies ist insbesondere bei Fahrlässigkeit der 
Fall, wenn Verteidigungsargumente unter dem strafrechtlich relevanten 
subjektiven Verschuldensmassstab gleichzeitig Hinweise für eine Verletzung 
des im Zivilrecht geltenden, objektivierten Verschuldens liefern.44

Das Strafverfahren ist allerdings «kein Wundermittel», das einem geschädig­
ten Unternehmen in jeder Situation helfen könnte.45 Zunächst ist nicht ab­
schliessend geklärt, wo die Grenze zum Rechtsmissbrauch verläuft, wenn ein 
Strafverfahren eingeleitet wird, wo es letztlich um die Verfolgung zivilrecht­
licher Ansprüche geht.46 Auch betrachten Strafbehörden die Verfolgung zivil­
prozessualer Zwecke mit strafprozessualen Mitteln nicht selten skeptisch.

Umgekehrt ist zu fragen, ob sich im konkreten Fall mit einem parallelen Ver­
fahren einhergehende Transaktionskosten lohnen, insbesondere angesichts der 
nur sehr beschränkten Kontrolle, die eine Straf- oder Privatklägerin über den 
Ausgang eines Strafverfahrens hat.

Unter Umständen kann sich ein Strafverfahren sogar negativ auf ein paralleles 
Zivilverfahren auswirken. Das kann etwa dann vorkommen, wenn der Zivil­
prozess zur Verhinderung sich widersprechender Zivil- und Strafurteile sistiert 
wird (Art. 126 Abs. 1 ZPO), was nicht selten vorkommt.47 Ausserdem kann 
die Einstellung eines Strafverfahrens – zumindest atmosphärisch – negative 
Konsequenzen vor dem Zivilgericht haben, insbesondere wo zivil- und straf­
rechtliche Tatbestände, wie z.B. bei Veruntreuungen (Art. 138 StGB, Art. 398 
Abs. 2 OR), ähnliche Tatbestandsmerkmale und Erwägungen voraussetzen.48

44	 Droese, S. 198.
45	 Droese, S. 202.
46	 Vgl. Urteil BVGer A-6334/2014 vom 23. August 2016 E. 8.8.2; demgegenüber aber 

BGE 122 III 353 E. 3b/bb.
47	 Vgl. Urteil BGer 1B_66/2020 vom 2. Dezember 2020 E. 3.2; Urteil BGer 1B_163/2014 

vom 18. Juli 2014 E. 2.2.
48	 Zum Ganzen Droese, S. 199 ff.
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Das Zusammenspiel zwangsvollstreckungsrechtlicher bzw. zivilprozessualer 
Massnahmen einerseits und strafprozessrechtlicher Mittel andererseits ist 
daher letztlich eine Frage einer gesamtheitlichen Taktik und der Abwägung 
der jeweiligen Vor- und Nachteile im Einzelfall. Ausschlaggebend dürften 
dabei regelmässig – und unter Berücksichtigung der Positionen aller Verfah­
rensbeteiligten – die Beweislage, die Verfügbarkeit und Identifizierbarkeit von 
Vermögenswerten, die vorhandenen Prozessressourcen und der angestrebte 
Zeithorizont sein.




